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Im Umwelt- und Verkehrsausschuss stimmte ausgerechnet Velo-Freund Boris-André Meyer als Einziger gegen den Plan der Baubehörde

VON FLORIAN PÖHLMANN

ANSBACH – Es ist schon bemer-
kenswert. Boris-André Meyer legt im
Jahr mehrere tausend Kilometer auf
dem Rad zurück. Mal sieht man den
Stadtrat mit seinem Gefährt am
Großglockner, mal hat er sich auf
eine kleine Runde nach Rumänien
aufgemacht. Als es nun im Umwelt-
und Verkehrsausschuss um die Sa-
nierung eines Radweges ging, stimmt
er als Einziger dagegen.

Dabei hatte doch mit Jochen
Büschl der Chef der städtischen Bau-
behörde ein Ansinnen der Verwal-
tung präsentiert, das die Situation
für Radfahrer verbessern soll: So ist
geplant, den auch von Spaziergän-
gern genutzten Weg zwischen dem
Siedlungsende in Neuses und dem
nahen Ortsteil Wasserzell zu sanie-
ren. In zwei Abschnitten soll das ge-
schehen und nach aktueller Kalkula-
tion den laufenden Haushalt mit zu-
sammengenommen 433.500 Euro be-
lasten.

Laut Vorlage in der Sitzung han-
delt es sich bei der fraglichen Stre-
cke um einen Teil der ehemaligen
Bundesstraße 13 ab Einmündung
Wasserzell sowie um den parallel da-
zu verlaufenden Rad- und Fußweg
bis hinein nach Neuses auf Höhe des
Autohauses. Dort soll im Zuge des-
sen auch der Geh- und Radweg der
Rothenburger Straße mit einer Brei-
te von 3,20 Meter erneuert werden.
Die Ortsdurchfahrt in Neuses, die be-
reits seit 2017 wegen ihres schlech-
ten Zustandes auf der Prioritätenlis-
te weit oben rangiert, bleibt davon
unberührt.

Im Zuge der geplanten Zusammen-
legung der alten Bundesstraße mit
dem Geh- und Radweg ist vorgese-
hen, eine bislang geteerte Gesamtflä-
che von 1360 Quadratmetern zu ent-
siegeln. Demgegenüber soll der Weg
aber auf vier Meter verbreitert wer-
den – ein netter Nebeneffekt aus
Sicht der Verwaltung, um die lang-
fristige Nutzung für Landwirte si-
cherzustellen.„ Ist die Maßnahme

zwingend erforderlich?
Stadtrat Boris-André Meyer

„Die beiden Wege befinden sich in
einem miserablen Zustand“, leitete
Büschl seine Ausführungen ein und
schob eine plausibel klingende Be-
gründung für die angestrebte Sanie-
rung gleich hinterher. „Die Verkehrs-
sicherheit insbesondere für den Rad-
verkehr kann nicht mehr gewährleis-
tet werden.“

Diesen Fakt wollte und will der
Fraktionsvorsitzende der Offenen
Linken (OLA) gar nicht bestreiten.
Während Boris-André Meyer zwar
die einstige auch von Landwirten ge-
nutzte Bundesstraße in weiten Tei-

len noch in einem passablen Zustand
sieht, hat der Rad- und Fußweg seine
besten Tage hinter sich. Risse säu-
men die Strecke, nicht selten ist der
Asphalt gewölbt, zahlreiche dunkle
Stellen belegen jahrelanges Flick-
werk. Und doch hakte Meyer im Aus-
schuss mit hörbaren Zweifeln nach:
„Ist diese Maßnahme zwingend er-
forderlich?“

Der passionierte Radfahrer zielte
darauf ab, dass es durchaus Alterna-
tiven dazu gibt, eine knappe halbe
Million Euro zum jetzigen Zeitpunkt
in diese Sanierung fließen zu lassen.
Denn nur etwa hundert Meter weiter

südlich zu dem von der Verwaltung
in den Fokus genommenen Bereich
verläuft der Radweg Rezattal. „Das
ist die Hauptroute aus Ansbach in
Richtung Wasserzell“, erklärte Mey-
er, „die Strecke wird am meisten ge-
nutzt.“

Auch der Fraktionschef der Ans-
bacher CSU hatte angesichts der stol-
zen Summe Redebedarf. „Kann man
den ersten Abschnitt der geplanten
Sanierung nicht weglassen?“, fragte
Jochen Sauerhöfer an. Immerhin
350.000 Euro war die Antwort
Büschls schwer: „Das ist aber genau
der Bereich mit dem schlechtesten

Zustand.“ Was Büschl freilich un-
erwähnt ließ: Gehen die Pläne der
Verwaltung durch, werden Radfah-
rer von dem sanierten Weg weiter in
die Ortsdurchfahrt Neuses geleitet.
Und die verdient nicht erst seit 2017
den Titel „Schlaglochpiste“.

Einen Zeitpunkt, zu dem die Arbei-
ten beginnen sollen, gibt es derzeit
nicht. Es handelte sich bei der Vor-
lage, der alle Ausschussmitglieder bis
auf Boris-André Meyer zustimmten,
um einen Grundsatzbeschluss. Gut
möglich, dass dieser Posten bei den
Haushaltsberatungen noch einmal
auf den Prüfstand kommt.

„Verkehrssicherheit nicht mehr ge-
währleistet“: Die Baubehörde sieht
dringenden Bedarf. Foto: fp

Ein Stück der alten Bundesstraße nebst Geh- und Radweg verläuft zwischen Neuses und Wasserzell. Auch dieser
Abschnitt soll saniert werden. Foto: Florian Pöhlmann

Der Kommentar

Ein guter Rat in
Sachen Radweg

Wann immer ein Projekt in der
jüngeren Vergangenheit im Stadtrat
oder seinen Ausschüssen aufschlug,
ging es eher früher als später um die
Finanzierung. Die Sparzwänge hal-
ten Ansbach fest im Griff, zumal das
Defizit aus dem Betrieb des öffent-
lichen Nahverkehrs und des Klinik-
verbundes Jahr für Jahr neue Hö-
hen erreicht.

Wenn man so will, wird die Stadt
vom Rotstift des Kämmerers re-
giert. Insofern verwundert es doch

sehr, wenn in diesen finanziell an-
spruchsvollen Zeiten auf Vorschlag
der Baubehörde beinahe eine halbe
Million Euro für die Sanierung eines
Radweges ausgegeben werden soll,
der streng genommen überflüssig
ist.

Warum? Bereits jetzt bestehen
Verbindungen nach Wasserzell, die
von Radlern wie Fußgängern ge-
nutzt werden können. Gut, der
überregionale Radweg nördlich der
Bundesstraße 13 ist auszuklam-
mern – eine Querung ist für ältere
Menschen, Familien oder Kinder
nicht zumutbar, weil zu riskant.

Doch die Strecke auf dem Rezat-
talweg nach Wasserzell ist für Rad-
ler beinahe wie gemalt: ordentlicher
Untergrund, gerader und daher gut

einsehbarer Verlauf, brettleben,
landschaftlich reizvoll und fernab
des lauten Durchgangsverkehrs.

Nur diesen Weg hat die Verwal-
tung in ihren Planungen außen vor
gelassen. Stattdessen wird ange-
führt, dass die Verkehrssicherheit
auf dem besagten Stück des Geh-

und Radweges nicht mehr gewähr-
leistet werden kann. Die von Ans-
bachs Baudirektor Jochen Büschl
ebenfalls ins Spiel gebrachte Flä-
chenentsiegelung kommt doch arg
konstruiert daher, wenn gleichzei-
tig ein Weg verbreitert wird.

Im Gesamtkontext schreit dieses
Ansinnen der Verwaltung nach
einer pragmatischen Lösung. War-
um nicht die bestehende Verbin-
dung im Rezattal nutzen? Das wür-
de zum einen den Spielraum im
Haushalt für vorrangige Projekte er-
weitern. Zum anderen – und das ist
nicht minder wichtig – würden die
vielen Menschen nicht brüskiert,
deren Engagement zuletzt vom
Spardiktat der Stadtspitze einge-
bremst worden war.

VON
FLORIAN PÖHLMANN
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Debatte im Stadtrat, ob diese Geste noch angemessen ist, angesichts der Vorgänge in Gaza und Libanon

ANSBACH – Im Oktober 2023 hiss-
te OB Thomas Deffner eine israeli-
sche Flagge samt Trauerflor am Rat-
haus – aus Solidarität mit den Op-
fern des Hamas-Attentats auf Israel,
bei dem 1300 Zivilisten getötet und
mehr als 250 entführt wurden. Jetzt
kam im Stadtrat die Debatte auf, ob
diese Geste angesichts der Kriegs-
führung Israels im Gaza-Streifen und
im Libanon noch angemessen ist.

Boris-André Meyer, Fraktionsvor-
sitzender der Offenen Linken Ans-
bach (OLA), fragte gleich zu Beginn
der Stadtratssitzung: „Was will man
damit ausdrücken, angesichts Zehn-
tausender Toter im Gaza-Streifen
und im Libanon, angesichts der ag-
gressiven Politik Israels?“ Viele Men-
schen, auch Gäste der Stadt, hätten
inzwischen nachgefragt.

Dass jemand diese Frage stelle,
darauf habe er lange gewartet, ent-
gegnete OB Deffner. „Doch bisher hat
noch niemand widersprochen, dass
die Existenz des Staates Israel zur
Staatsräson Deutschlands gehört.“
Es gehe dabei nicht um die israeli-

sche Regierung, die „ein Desaster für
das Land“ sei und gegen deren Poli-
tik und Kriegsführung in Israel zu
Recht fast täglich Hunderttausende
auf die Straße gingen. Deffner: „Es
geht um den Staat Israel, für den wir
eine besondere Verantwortung ha-
ben und für den diese Fahne steht.“

Olympia-Attentat und
Massenerschießungen

Deffner erwähnte das Olympia-At-
tentat 1972 in München durch paläs-
tinensische Terroristen und die Mas-
senerschießungen 1941 in Belgrad
durch die Wehrmacht. „In dieser Ge-
samtschau“ sei es schon gerechtfer-
tigt, an dieser Geste festzuhalten. An
dieser Solidarität müsse man auch
festhalten, wenn es schwierig werde,
sagte er später zur FLZ: „Sonst sind
das nur Sonntagsreden.“

„Und was ist mit den Opfern in Ga-
za und im Libanon?“, fragte Boris-
André Meyer nach. „Das sind die Op-
fer der Hamas und der Hisbollah, die
die Bevölkerung als Schutzschild
missbrauchen“, antwortete der Ober-
bürgermeister.

Meyer erklärte später auf Nach-
frage der FLZ, man müsse aufpas-
sen, „dass wir mit dieser Dauerhis-
sung nicht signalisieren, dass es für
uns Opfer 1. und 2. Klasse gibt. Wir
sollten in Ansbach auch nicht den
Eindruck erwecken, dass wir das
völkerrechtswidrige Vorgehen Is-
raels unterstützen.“ Auch in Israel
gebe es inzwischen eine Massenbe-
wegung gegen diese Politik.

Viele Städte hätten inzwischen die
Friedensfahne statt der israelischen
gehisst. Meyer: „Ich würde mir wün-
schen, dass Ansbach wieder Mitglied
der Allianz ,Mayors for Peace‘ wird
und deren Fahne am Rathaus hängt.“

Der OB wies in der Debatte noch
darauf hin, dass Israel die einzige
Demokratie in der Region sei. Deff-
ner: „Das demokratische Israel sollte
uns näherstehen.“

Die Fahne hänge auch, um auf die
gestiegenen antisemitischen Strafta-
ten hinzuweisen, sagte er später zur
FLZ. Deffner kündigte an, man wer-
de die Israelfahne erst einholen,
wenn die Geiselproblematik gelöst
sei. WINFRIED VENNEMANN

Die israelische Flagge weht seit Ende Oktober 2023 aus Solidarität mit den
Opfern des Hamas-Überfalls am Rathaus. Foto: Winfried Vennemann

Führung zum
„Aktionstag Klimawandel“
ANSBACH – Am Samstag, 28. Sep-

tember, bietet die Bayerische Schlös-
serverwaltung im Rahmen des „Ak-
tionstags Klimawandel in histori-
schen Gärten“ der Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Schlösserverwal-
tungen eine Themenführung im Hof-
garten an. Unter dem Titel „Pflan-
zenanzucht mit torffreien Substra-
ten“ berichten Tamara Sand und El-
ke Vogelhuber um 11 Uhr über die
Herausforderungen beim Umstieg
auf torffreie Anzuchterde. Die Füh-
rung dauert etwa zwei Stunden.
Treffpunkt ist am Betriebshof im
Hofgarten. Die Teilnahme ist kosten-
los, allerdings ist eine Anmeldung er-
forderlich unter der Telefonnummer
0981/95383922.

Donnerstag, 26.09.24


